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Im Einsatz für Frieden und Sicherheit

David Rosset, 38, Polizist, Polizeiberater aus Lausanne
Ich bin seit Januar 2012 bei der UNMISS-Mission (United Nations Mission in the Republic of South Sudan), 
wo ich der Führung der südsudanesischen Polizei (South Sudan Police Service, SSPS) bei der Reform und 
Reorganisation ihres Dienstes helfe. Ich stehe in enger Verbindung mit sämtlichen Akteuren (UNMISS, UNO-
Länderteam, Geber) und unterstütze sie während der verschiedenen Projektphasen. 
Die SSPS befindet sich immer noch in einem Prozess des Übergangs und der internen Reform. Es ist ausser-
ordentlich wichtig, dass die südsudanesische Regierung Unterstützung erhält zur besseren Durchsetzung des 
Rechts, zur Eindämmung von Gewalt und Verbrechen und zur Gewährleistung des Schutzes der Zivilbevöl-
kerung. Deshalb habe ich mich sogleich gemeldet, als sich die Möglichkeit bot, als ziviler Polizeiberater der 
Schweiz in den Südsudan zu reisen. Zuvor habe ich verschiedene Ausbildungen des Expertenpools absolviert: 
UNO-Polizeikommandant, Polizeientwicklungsprojekte, dezentralisierte Regierungsführung und Konfliktprä-
vention. 
Der Südsudan hat viele Probleme zu bewältigen, und es ist eine grosse Herausforderung, in diesem neuen 
Land zu arbeiten, etwa wegen der fehlenden Grundversorgung und der Gefahr eines erneuten Konflikt-
ausbruchs. Die Polizei ist manchmal nicht in der Lage, qualitativ optimale Dienstleistungen zu erbringen. 
Fehlende Infrastruktur, mangelnde Ausbildung, hohe Analphabetenrate und nicht funktionierende Polizei-
stationen sind ein schwerwiegendes Problem. Zudem hat das System hier zahlreiche bürokratische Hürden, 
die die effiziente Umsetzung operativer Prioritäten behindern. Trotzdem ist es für mich sehr bereichernd, in 
enger Zusammenarbeit mit meinen internationalen und nationalen Kolleginnen und Kollegen mitzuhelfen, 
die Kapazitäten dieser Institution zu stärken.

Patricia Pfister, 38, Soziologin, Beraterin aus Oron-la-Ville
Ich bin seit Januar 2012 für ein Jahr bei der «Temporary International Presence in Hebron» (TIPH) im West-
jordanland im Einsatz, wo ich für die Abteilung Forschung, Analyse und Information (RAI) verantwortlich bin. 
Diese verfasst unter anderem Berichte und Empfehlungen, die regelmässig der israelischen Regierung, der 
palästinensischen Behörde und den sechs Mitgliedstaaten der TIPH übergeben werden. Die Berichte sind zen-
tral für die Analyse der Situation der palästinensischen Bevölkerung in Hebron und ermöglichen einen Dialog 
mit den betroffenen Parteien. Es ist jedoch sehr wichtig, dass man beim Verfassen der Berichte unparteiisch 
und objektiv bleibt. Ich glaube, dass meine Erfahrung und der gute Ruf der Schweiz mir dabei nützlich sind. 
Meine Tage sind ausgefüllt mit Sitzungen. Dabei geht es um die tägliche Arbeit, um Dokumente, die Führung 
und Organisation der Mission sowie um Treffen mit lokalen und internationalen Partnern. 
Die Erfahrungen, die ich hier sammle, sind sehr bereichernd. Ich lerne jeden Tag etwas Neues: über den isra-
elisch-palästinensischen Konflikt, Personalführung, diplomatische Kompetenzen, aber auch über das Leben 
in einer Art «geschlossenem Universum» mit Menschen aus verschiedenen Kulturen, mit unterschiedlicher 
Arbeitsmethodik und Motivation. 
Ich möchte auch weiterhin im Bereich der menschlichen Sicherheit arbeiten, denn dies entspricht meinen 
persönlichen Zielen, meiner Ausbildung und meiner Berufserfahrung in zahlreichen unterschiedlichen Kon-
texten.

Roman Hunger, 41, Jurist, Militärberater aus Küsnacht
Die UNO-Generalversammlung in New York ist eines von sechs Hauptorganen der Vereinten Nationen. Mein 
Einsatz als Berater für Abrüstung und Friedensförderung im Büro des Präsidenten erlaubt eine sehr span-
nende und fordernde Tätigkeit, die in ihrer (global-) politischen Substanz sehr aktuell ist und umfassende 
politische sowie prozedurale Aktivitäten in und um das Funktionieren der Generalversammlung ermöglicht. 
Eine Vertretung im Büro des Präsidenten ist sehr hilfreich: Damit können Aktivitäten der UNO-Generalver-
sammlung, die auch für die Schweiz wichtig sind, rechtzeitig erkannt und präsidiale Prioritäten beeinflusst 
und genutzt werden. Der Austausch mit Schweizer Kolleginnen und Kollegen im System ist entsprechend 
intensiv und sorgt für einen kontinuierlichen Informations- und Wissensfluss.
Dies ist mein zweiter Einsatz als Mitglied des Expertenpools. Mein erster führte mich für drei Jahre nach 
Nepal, wo ich als Special Coordinator und stellvertretender Direktor für das Regionale UNO-Büro für Frieden 
und Abrüstung in Asien und Pazifik arbeitete. Vorher war ich bei der Ständigen Vertretung der Schweiz bei 
der UNO verantwortlich für Abrüstung und Friedensförderung.

Rund 90 Expertinnen und Experten sind in ganz unterschiedlichen Funktionen und Län-
dern im Auftrag des Expertenpools für zivile Friedensförderung des EDA im Einsatz. Drei 
davon erzählen von ihrer Arbeit.
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«Humor und Menschlichkeit 
sind zentral»
Botschafterin Heidi Tagliavini hat sich während 30 Jahren im Dienste der Schweiz als Ver-
mittlerin in Konflikten und Leiterin von Wahlbeobachtungen weltweit einen herausragen-
den Ruf erworben. Internationale Organisationen haben die gebürtige Baslerin und aus-
gewiesene Kennerin der Kaukasusregion an die Spitze heikler Missionen berufen.

Heidi Tagliavini, im Zuge demokratischer Wand-
lungsprozesse Ende der 1980er Jahre hat die in-
ternationale Wahlbeobachtung an Bedeutung 
gewonnen. Welche Wirkung haben solche Mis-
sionen im jeweiligen Land? 
Mittlerweile sind in über 250 Wahlbeobachtungen 
viele Erfahrungen gesammelt worden. Nach der Auf-
lösung der Sowjetunion fanden solche Missionen vor 
allem in den früheren Ostblockländern und im Balkan 
statt. Heute werden sie vermehrt auch in die westli-
chen Länder entsandt, auch wenn hier der Wahlpro-
zess von der Bevölkerung nicht infrage gestellt wird. 
Auch die Schweiz stand schon unter Beobachtung. 
Ihr wurde unter anderem nahegelegt, die Parteien
finanzierung offenzulegen. Die internationalen Wahl-
beobachter-Teams versuchen, Manipulationen und 
Missstände im Wahlprozess aufzudecken und damit 
das Vertrauen in den Demokratisierungsprozess zu 
stärken. Darum sind sie so wichtig. 

Wie haben Sie diese Missionen erlebt? 
Eine Mission dauert in der Regel zwei bis drei Mona-
te, je nachdem, ob es einen zweiten Wahlgang gibt. 
Das ODIHR (siehe Box) stellt eine Gruppe von Leuten 
– darunter Juristen, Wahlexperten, politische Experten 
und Expertinnen, Medienspezialisten und Statistiker – 
aus verschiedenen OSZE-Ländern zusammen, die den 
Wahlvorgang beobachtet. Dazu kommen bis zu 60 
Langzeitbeobachter, die an verschiedenen Standorten 
im jeweiligen Land den Wahlprozess mitverfolgen und 
analysieren. Die Mission untersucht die Wahlgesetze, 
die politische Lage und die Wahlkampagnen in den 
Medien und hält fest, ob alle Kandidaten oder Partei-
en gleich behandelt werden und ob Versammlungs- 
und Pressefreiheit gewährleistet sind usw. Auch das 
Funktionieren der Wahlverwaltung wird landesweit 
beobachtet. Wichtig ist in allen Wahlen die Zusam-
menarbeit mit den Wahlkommissionen auf allen Ni-
veaus. Die Befunde werden in einer ersten Erklärung 
noch vor den Wahlen publiziert. 
Die Kurzzeitwahlbeobachter sind erst kurz vor dem 
Wahltag unterwegs und nehmen das Abstimmungs-
prozedere in den Lokalen unter die Lupe. Sie prüfen, 
ob ein abgedeckter Raum zur Verfügung steht, ob 
die Wahlzettel parat sind und ob die Wahlen insge-
samt gemäss etablierten Standards ablaufen oder ob 
Unregelmässigkeiten vorkommen. Die Aussagen der 
internationalen Wahlbeobachtermission basieren auf 
den Rückmeldungen dieser Teams. Am Tag nach den 
Wahlen veröffentlicht die Mission einen ersten vorläu-
figen Bericht über den Verlauf der Wahlen. Zwei Mo-
nate später, im Schlussbericht, werden Empfehlungen 
abgegeben. 

In welcher Phase des Wahlprozederes geschehen 
die schwerwiegendsten Unregelmässigkeiten? 
Schummeleien kommen in allen Phasen vor. Die gra-
vierendsten aber geschehen meistens nach der Schlie-
ssung der Wahllokale, wenn die Auszählung beginnt 
und die Protokolle an die nächsthöhere Kommission 
geschickt werden. Trotz Kameras und der Anwe-
senheit von Wahlbeobachtern läuft die Auszählung 
in verschiedenen Wahlen schlecht bis sehr schlecht. 
Dies geschieht aufgrund mangelnder Professionalität 
oder mit Absicht, häufig aus Angst, dass das Resultat 
nicht der Erwartung mächtiger Kandidaten entspricht. 
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Wahlen sollten während des ganzen Prozesses trans-
parent sein, den Wahlbeobachterinnen und Wahlbe-
obachtern wird aber nicht überall Zugang gewährt. 
Eine andere Regel lautet, dass die Wahlkommissionen 
auf allen Ebenen vollkommen unabhängig von den 
Behörden sein müssen. 

Sie haben Wahlbeobachtungsmissionen in Russ-
land und in der Ukraine geleitet. Sehen Sie heute 
Fortschritte im Demokratisierungsprozess dieser 
Länder? 
Die Sowjetunion ist erst vor 20 Jahren auseinander-
gebrochen. Eine echte Demokratie stellt sich nicht 
schlagartig ein, der hierzu notwendige Mentalitäts-
wandel ist langwierig und vor allem nicht schmerzlos. 
Interessant ist aber die Tatsache, dass die Politiker 
dieser Länder die Anwesenheit von Wahlbeobachtern 
wünschen, um damit ihre Wahl zu legitimieren. Die 
Ukraine ist ein Beispiel dafür: Wiktor Janukowytsch, 
dem sein «Sieg» 2005 wegen massiver Wahlfälschung 
abgesprochen wurde, wollte fünf Jahre später bewei-
sen, dass er auch mit legitimen Mitteln an die Macht 
kommen kann. Wahlbeobachtungen haben auch des-
halb eine grosse Wirkung, weil jedes Land unter Druck 
gerät, einigermassen akzeptable Wahlen durchzufüh-
ren. Wenn Politiker danach von «fairen und demokra-
tischen» Wahlen sprechen, entspricht dies aber nicht 
dem Sprachgebrauch der ODIHR. Was heisst schon 
‹frei und fair›? Die Mission hält daher nur fest, welche 
internationalen Standards gemäss Kopenhagener Ab-
kommen erfüllt waren. 

1995 wurden Sie als einzige Frau einer sechsköp-
figen Assistenzgruppe der OSZE für ein Jahr nach 
Tschetschenien entsandt, mitten in den Krieg. 
Wie haben Sie diese Mission erlebt? 
Die Tatsache, dass eine Bevölkerung, die viele Jahre 
trotz einer jahrhundertealten tragischen Geschichte 
friedlich zusammengelebt hatte, sich nun plötzlich 
im Kriegszustand wiederfand, war eine Schockerfah-
rung. Es ist ein ungewohnter emotionaler Stress, haut-
nah miterleben zu müssen, wie Menschen rundum 
sterben und alles zerstört wird. Man lebt mit der täg-
lichen Bedrohung. Einmal lockte man uns in ein Dorf, 
um mit der Bevölkerung zu arbeiten. Kurz nach unse-
rer Ankunft wurde jedes einzelne Haus angezündet 
und wir standen mittendrin. Vor den Duma-Wahlen 
(Parlamentswahlen in Russland) im Dezember 1995 
stand ich in Grosny direkt neben dem Regierungsge-
bäude, als eine Bombe detonierte und 60 Menschen 
umkamen. Das Ziel dieses Angriffs war offensichtlich 
die Einschüchterung der Bevölkerung. Nach solchen 
Erlebnissen ist man sehr dünnhäutig. Ich habe lange 
Zeit Erst-August-Feierlichkeiten gemieden, Feuerwer-
ke sind für mich heute noch schwer zu ertragen.

Welche Erfahrungen bezüglich Verhandlungs-
taktik haben Sie aus dieser Zeit gewonnen? 
Ich habe erst einmal erfahren, wie schwierig es ist, 
zwischen Konfliktparteien, die extrem verfeindet 
sind, Verhandlungen zu führen, aber auch wie man 
Schwierigkeiten überwinden kann. Es wird meist um 

jedes Wort gerungen. Bei Abkommenstexten suchte 
ich stets nach Lösungen in Formulierungen, die alle 
akzeptieren können. Begriffe wie «Terroristen» zum 
Beispiel habe ich jeweils einfach verboten wegen den 
unvermeidlichen juristischen Konsequenzen. «Flücht-
linge» anstelle von «intern Vertriebenen» zu schreiben 
kann alle Verhandlungen blockieren. Zweitens sollten 
Vermittler niemals nur eine Partei zufriedenstellen, au-
sser wenn die andere Seite die volle Verantwortung 
trägt für grosses Leid in der Bevölkerung. Die Partei-
en verhalten sich oft wie Kinder vor dem Kuchen. Sie 
pochen auf Gleichbehandlung und haben Maximal-
forderungen: Unabhängigkeit oder nichts! Drittens 
müssen Spielregeln festgesetzt werden: die Parteien 
dürfen sich gegenseitig nicht in den Dreck ziehen, 
die Rededauer muss beschränkt werden, und gewis-
se Wörter sind tabu. Das Verhandlungsklima sollte es 
allen erlauben, die eigenen Interessen wahrzunehmen 
und ihren Frust auszudrücken, immer mit Respekt für 
die andere Seite. Die Vermittlerin muss unbedingt un-
parteiisch und objektiv sein und sollte sehr offen in 
eine Verhandlung einsteigen, sie muss das Ziel aber 
trotzdem klar vor Augen haben. Oft geht es um Waf-
fenstillstandsbruch, um fürchterliche Massaker und 
Zerstörung. In solchen Fällen sollten Vermittler den 
Text eines möglichen Abkommens mit verbindlichen 
Verpflichtungen schon aufgesetzt haben, gleichzei-
tig aber flexibel bleiben. Das Schwierigste ist aber, 
die Parteien überhaupt an den Verhandlungstisch zu 
bringen. Goodwill aufbauen lässt sich nur, wenn man 
Vertrauen geniesst, zwischen den Parteien hin und 
her pendelt und ein offenes Ohr hat. 

Welche persönlichen Eigenschaften haben Ihnen 
geholfen, sich in den Verhandlungen durchzu-
setzen?
Ich spreche die Parteien in ihrer Sprache an. Sie schät-
zen es, wenn man sich bemüht, ihr Land, seine Kul-
tur und Geschichte zu verstehen. Ich nehme stets 
Blickkontakt auf, dies signalisiert ihnen emotionales 
Engagement. Ich versuche, mich selber zurückzuneh-
men, und mir gleichzeitig nicht auf die Füsse treten 
zu lassen. Ich musste mich öfters heftig zur Wehr 
setzen. Frauen haben vielleicht mehr Geduld und Ver-
ständnis, müssen sich aber auch wehren können. Und 
ich lache mit ihnen. Humor und Menschlichkeit sind 
zentral. Auch der oberste Boss, der sich schuldig ge-
macht hat, hat meist Traumatisches erlebt und will als 
Mensch wahrgenommen werden. Vermittler müssen 
eben mit allen Konfliktparteien das Gespräch suchen, 

Die Kopenhagener Kriterien  

Wahlbeobachtung ist ein umfassendes Thema und hat eine weitreichende Wirkung. Die 

Aufgaben sind methodologisch breit abgestützt: Basis sind die sogenannten Kopenhage-

ner Kriterien, die alle Staaten der OSZE (Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 

in Europa) in den 90er Jahren unterzeichnet haben. Die Länder sind verpflichtet, bei 

Präsidentschaftswahlen eine Delegation der ODIHR (Office for Democratic Institutions 

and Human Rights) einzuladen, welche die Wahlen begleitet.  

 

Informationen zu ODIHR: www.osce.org/odihr
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wenn sie Fortschritte erzielen wollen. Es lässt sich kein 
Modus Vivendi finden, wenn nicht jene einbezogen 
werden, die massgeblich am Konflikt beteiligt sind. 
Integrität, Glaubwürdigkeit, Flexibilität, Ausdauer sind 
unerlässlich. Die Liste liesse sich beliebig verlängern. 
Und schliesslich müssen Vermittler auch Misserfolge 
in Kauf nehmen können. 

Stellen Sie heute im Rückblick auf die vergange-
nen Jahrzehnte eine Verbesserung der menschli-
chen Sicherheit fest?
Wir sind in den letzten Jahrzehnten in völkerrechtli-
cher Hinsicht sehr weit gekommen. Kriegsverbrecher 
können heute verfolgt und verurteilt werden. Das 
Kriegsverbrechertribunal und der Internationale Straf-
gerichtshof in Den Haag zielen in die richtige Rich-
tung, indem sie das Signal aussenden, dass niemand 
ungestraft einen Krieg anzetteln, Massaker verüben 
oder Kinder als Soldaten missbrauchen kann. Aber 
menschliche Sicherheit ist ein breites Thema und die 
Frage ist, wie nachhaltig sie jeweils gesichert werden 
kann.

Wie haben Sie die Rolle der internationalen Ge-
meinschaft und Organisationen erlebt? 
Das Leid der Bevölkerung bei Krieg und Gewalt ist der-
art gravierend, dass jede Bemühung für eine friedliche 
Lösung von Konflikten gerechtfertigt ist, auch wenn 
die Intervention keine ideale ist. Das Engagement vor 
Ort zur Linderung der Not ist dabei absolut zentral. 
Hier spielt das IKRK (Internationale Komitee vom Ro-
ten Kreuz) mit seinen besonderen Regeln und seinem 
diskreten Verfahren eine zunehmend wichtige Rolle. 
Staatsführer, die international geächtet sind, lassen 
Hilfskräfte anderer Länder oder internationaler Orga-
nisationen oft nicht mehr ins Land, Hilfsaktionen des 
IKRK aber akzeptieren sie, da das Komitee auf Basis 
der totalen Vertraulichkeit operiert. 

Welche Ereignisse in Ihrer 30jährigen Karriere als 
Diplomatin sind Ihnen in besonderer Erinnerung 
geblieben? 
Darunter fällt sicher der Zerfall der Sowjetunion, den 
ich vor Ort miterlebt habe. Eindrücklich war auch die 
Tinguely-Ausstellung im April 1990 in Moskau – also 
mitten in der Umbruchphase. Ich hatte die Ausstel-
lung in Moskau organisatorisch betreut, Jean Tinguely 
und seine Equipe wohnten bei mir. Seine unverschlei-
erte Sicht auf das Regime bleibt mir unvergessen.
Hochspannend war auch die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen mit den neuen Ländern in Zent-
ralasien und im Kaukasus. In dieser Mission bereiste 
ich insgesamt zehn neue unabhängige Länder. Nach 
dem nachhaltigen Erlebnis in Tschetschenien und 
nach einem Aufenthalt in Bosnien als Botschafterin 
wurde ich an die Spitze einer UNO-Militärbeobach-
termission in Georgien mit über 400 Mitarbeitenden 
gewählt. Unter prekären Sicherheitsverhältnissen 
musste ich die Mission leiten und den Friedenspro-
zess ankurbeln. Das war enorm anspruchsvoll, aber 
sehr lehrreich. 
Die vielleicht schwierigste Aufgabe meiner Karri-
ere war die Aufarbeitung des Georgienkrieges im 
Auftrag der EU. Es musste beurteilt werden, ob ein 
Angriff unter Umständen legitimiert war oder ob 
die internationale Anerkennung der von Abchasien 
und Südossetien deklarierten Unabhängigkeit völ-
kerrechtlich korrekt war. Die Materialquellen waren 
spärlich, die Zeit von neun Monaten knapp und die 
Parteien übten Druck aus. Eine solche Aufgabe sollte 
man nur annehmen, wenn man die Lage sehr gut 
kennt und damit ermessen kann, was richtig oder 
falsch sein könnte. Der Schlussbericht umfasste mehr 
als 1000 Seiten. Ich achtete penibel darauf, dass er 
möglichst fehlerfrei war, denn Parteien stürzen sich 
mit Vorliebe auf jede Ungenauigkeit und können so 
die Arbeit von Monaten zunichte machen. Ich las 
den Bericht dreimal sorgfältig durch, auch die Über-
setzungen im Anhang. Dass er sowohl von Russland 
wie auch von Georgien angenommen wurde, war 
ein Erfolg. 

Was geben Sie Ihren jungen Kolleginnen und 
Kollegen, die Vermittlerdienste leisten werden, 
mit auf den Weg? 
Ich blicke mit grossem Respekt auf alle Bemühungen 
zur Lösung von Konflikten. Wichtig dabei ist, dass 
man die Hintergründe und die Fakten sehr gut kennt 
und eine Sachlage beurteilen kann. Danach braucht 
es viele Monate, bis man als Autorität anerkannt und 
akzeptiert ist. Erst als mich Bekannte und Freunde 
nach meinen Motiven fragten, in schwierigem Umfeld 
als Vermittlerin tätig zu sein, wurde mir bewusst, dass 
ich mich moralisch dazu verpflichtet hatte, ein Mandat 
möglichst gut zu erfüllen und damit einen Beitrag zu 
leisten für die Verbesserung der Lebensumstände der 
Menschen. Es ist hart mitanzusehen, wie Menschen 
im Elend leben oder durch Gewalt ihr Leben verlieren. 
Warum sie und nicht wir? Das dreht mir heute noch 
den Magen um. Wenn der moralische Antrieb fehlt, 
sollte man solche Aufgaben nicht übernehmen.

30 Jahre im Dienst der Schweiz 

Heidi Tagliavini studierte in Genf und Moskau Philologie. 1982 trat sie in den diplomati-

schen Dienst des EDA ein. Nach Posten in Bern, Peru, Moskau, Den Haag und als Botschaf-

terin in Sarajewo übernahm sie im Auftrag der OSZE und der UNO schwierige Aufgaben im 

Kaukasus, so 1995 in Tschetschenien und 1998 als Stellvertretende Leiterin der UNO-Be-

obachtermission in Georgien. 1999 wurde sie zur Botschafterin und Leiterin der Politischen 

Abteilung IV im EDA ernannt. 2000 war sie persönliche Vertreterin des österreichischen 

OSZE-Vorsitzenden für Missionen im Kaukasus. 2002 bis 2006 führte sie als Sonderbeauf-

tragte des UNO-Generalsekretärs und Missionschefin die Beobachtermission der UNO in 

Georgien. 2008 beauftragte sie die EU mit der Leitung der Untersuchungskommission zum 

russisch-georgischen Krieg um Südossetien. Im Januar 2010 leitete sie die OSZE/ODIHR-

Mission zur Beobachtung der Präsidentschaftswahl in der Ukraine und 2011 und 2012 die 

Wahlbeobachtung für die Duma-Wahlen und die Präsidentschaftswahl in Russland.  

Heidi Tagliavini spricht acht Sprachen und hat verschiedene Artikel und Bücher publiziert. 

2010 wurde sie mit der Ehrendoktorwürde der Universitäten Basel und Bern für ihre Ver-

dienste als international anerkannte Krisendiplomatin für Friedenssicherung und Konflikt-

bewältigung in der Kaukasusregion ausgezeichnet. Wie die Laudatio der Universität Basel 

festhält, «vereinen sich in der Person der Ausgezeichneten Vermittlungsgeschick, Courage, 

Engagement und Pflichtgefühl». 
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Achtung und Ausbau der Menschenrechte sind ein 
zentrales Anliegen der schweizerischen Politik. Mas-
sive Menschenrechtsverletzungen gefährden inter-
nationale Stabilität und Sicherheit, und sie schaden 
dem wirtschaftlichen Wohlstand der Staaten und 
ihrer Entwicklung. 

Menschenrechtsfragen sind ein fester Bestand-
teil aller politischen Konsultationen der Schweiz. 
Menschenrechtspolitik ist eine Gesamtaufgabe der 
Schweizer Politik: Es darf weder in der Aussen-, noch 
in der Sicherheitspolitik oder einem anderen Politik-
bereich «menschenrechtsfreie Zonen» geben. Dies 
fängt im eigenen Land an: Die Schweiz unterzieht 
sich den Kontrollinstrumenten der internationalen 
Staatengemeinschaft, mit denen die Einhaltung der 
Menschenrechte überwacht und überprüft werden.

Sind andere Staaten willens, die Lage der Menschen-
rechte zu verbessern, bietet die Schweiz Beratungen 
an und organisiert Austauschprojekte im Bereich 

Haftbedingungen, Minderheitenschutz, Gewalt ge-
gen Frauen oder Meinungsäusserungsfreiheit. Mit 
Vorstössen, Interventionen und öffentlichen Stel-
lungnahmen in internationalen Gremien wie dem 
UNO-Menschenrechtsrat setzt sie sich für Rahmen-
bedingungen ein, die Verletzungen von Menschen-
rechten bekämpfen und verhindern sollen. Erfolge 
verbuchte sie etwa bei der Bekämpfung der Todes-
strafe oder der Verantwortung von privaten Firmen, 
Menschenrechte zu respektieren. Mit Expertenmissi-
onen, Seminaren oder Publikationen fördert sie das 
internationale Fachwissen in diesem Bereich. 

Wo Menschen vor Verletzungen ihrer Rechte und 
Grundfreiheiten nicht geschützt werden können, 
muss internationaler Druck als Gegenmittel dienen. 
Herzstück präventiver Diplomatie bleibt aber eine 
auf Dialog und Kooperation gegründete Menschen-
rechtspolitik. 

Menschenrechtspolitik
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Einsatz für Menschenrechte 
auf multilateraler Ebene
In Zusammenarbeit mit anderen Staaten und Organisationen sowie mit eigenen dip-
lomatischen Initiativen engagiert sich die Schweiz für die Schaffung weltweit gültiger 
Regeln zum Schutz von Opfern und besonders verletzlichen Gruppen. 

Den Menschen vor Verletzungen seiner Rechte zu 
schützen, ist Aufgabe der Schweizer Menschen-
rechtspolitik. Weltweit sollen Voraussetzungen ge-
schaffen werden, die Unterdrückung, Willkür und 
Ausbeutung verhindern. Dies geschieht in regelmä-
ssiger und enger Zusammenarbeit mit internationa-
len Organisationen wie der UNO, dem Europarat und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE). 

Die Arbeit in der OSZE bildet für die Schweiz einen 
neuen Schwerpunkt, weil sie 2014 den Vorsitz die-
ser Organisation übernimmt. Dieses Mandat steht im 
Einklang mit einer strategischen Priorität der Schwei-
zer Aussenpolitik, sich für Stabilität und Frieden in 
Europa und in den Nachbarregionen einzusetzen. Im 
Rahmen ihres Vorsitzes strebt die Schweiz unter an-
derem auch eine Reform der OSZE-Institutionen an; 
heute fordern fast alle Teilnehmerstaaten eine Erneu-
erung und Wiederbelebung der OSZE als zentrales 
Sicherheits- und Dialogforum für Europa, Amerika 
und Asien. 

Mit ihren Initiativen setzt die Schweiz auch im Rah-
men der Vereinten Nationen wichtige Akzente, 
so auch im UNO-Menschenrechtsrat. Die vom Rat 
verabschiedeten Resolutionen zielen darauf ab, die 
Förderung und den Schutz der Menschenrechte zu 
stärken. Sie bilden eine Grundlage, auf die sich nicht 

zuletzt auch die Zivilgesellschaft bei ihrem Einsatz für 
Menschenrechte berufen kann. 

Auf Anregung der Schweiz und anderer Staaten 
schaffte der Rat etwa ein Mandat zur Übergangs-
justiz, was für den Schutz von Opfern und von Men-
schenrechtsverteidigern auf der ganzen Welt von 
grosser Bedeutung ist, insbesondere in Ländern, die 
sich in einer Transition befinden. Zudem unterstützt 
die Schweiz die Arbeit verschiedener Sonderbericht-
erstatter, die etwa über Folter, grausame, unmensch-
liche Strafen und Behandlungen rapportieren oder 
über die Missachtung der Versammlungsfreiheit. Die 
Rechte, auf welche sich diese Mandate beziehen, 
sind untrennbar mit dem Respekt vor der Würde des 
Menschen und seiner Teilnahme am politischen Leben 
verknüpft. 

Neben ihrem Einsatz für den Schutz und die Förde-
rung der Menschenrechte in diesen Gremien, enga-
giert sich die Schweiz stets auch für institutionelle 
Reformen um die Wirksamkeit der internationalen 
Organisationen zu stärken. 

Der UNO-Menschenrechtsrat 

Der 2006 gegründete Menschenrechtsrat mit Sitz in 

Genf ist eine bedeutende Errungenschaft der Schweizer 

Aussenpolitik. Der Rat ist als Unterorgan der General-

versammlung angegliedert. In dringlichen Fällen von 

Menschenrechtsverletzungen können Sondersessionen 

einberufen werden. 

Der Rat zählt 47 Mitglieder, die für die Dauer von drei 

Jahren gewählt werden und die Aufgabe haben, die 

Menschenrechtslage in allen Ländern zu beurteilen. In der 

allgemeinen periodischen Ueberprüfung (UPR) müssen 

alle Staaten die Entwicklung der Menschenrechtslage in 

ihrem Land präsentieren und Verbesserungs-Empfehlun-

gen von anderen Ländern entgegennehmen. Die von der 

Schweiz entwickelte Datenbank «Universal Human Rights 

Index» leistet dabei wertvolle Dienste. Zudem bemüht sich 

die Schweiz, einen Dialog über Blockbildungen hinweg zu 

führen und sie arbeitet mit Nichtregierungsorganisationen 

und Denkfabriken zusammen.

OSZE 

Die OSZE definiert 

Sicherheit nicht allein aus 

einer militärischen oder 

polizeilichen Perspektive, 

sondern bezieht auch 

andere Dimensionen wie 

Menschenrechte, Rechts-

staatlichkeit, Demokratie, 

Wirtschaft und Umwelt mit 

ein. Ihr gehören alle Staa-

ten Europas, die Nachfol-

gestaaten der Sowjetunion 

sowie die USA und Kanada 

an. Die Organisation stellt 

unter anderem Vermittler 

zur Verfügung und hilft, 

die Zusammenarbeit mit 

angrenzenden Regionen in 

Asien, im Mittleren Osten 

und in Nordafrika sowie 

mit der Zivilgesellschaft zu 

verbessern. 

Nicht nur in Kairo, Ägyp-

ten, kämpfen Menschen 

für ihre Rechte, zu Recht.
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Bilaterale Gespräche  
über Menschenrechte
Die Schweiz setzt sich mit unterschiedlichen Mitteln für die Achtung der Menschenrech-
te ein. In den meisten politischen Gesprächen auf bilateraler oder multilateraler Ebene 
wird dieses Thema heute mit einbezogen und ist fester Bestandteil der Agenda. Mit eini-
gen Ländern führt die Schweiz zudem spezifische Gespräche über die Situation der Men-
schenrechte und organisiert einen Expertenaustausch und Zusammenarbeitsprojekte. 

Menschenrechte sind universell und unteilbar. Sie gel-
ten für alle Menschen, und zwar in einem doppelten 
Sinn: Jeder Mensch hat das Recht auf menschliche 
Würde und Schutz vor staatlicher Willkür, aber auch 
die Pflicht, die ethisch-moralische und rechtliche Gel-
tung der Menschenrechte anzuerkennen. Für die Ein-
haltung und Durchsetzung der Menschenrechte sind 
allerdings in erster Linie die Staaten verantwortlich.

Die Schweiz führt seit Langem bilaterale und multi-
laterale Initiativen durch mit dem Ziel, den Respekt 
und die Einhaltung der Menschenrechte zu fördern. 
Dies entspricht einem Verfassungsauftrag, genauso 
wie die Pflege der Kontakte im Rahmen der aussen-
politischen und aussenwirtschaftlichen Beziehungen. 
Dem Thema Menschenrechte soll dabei immer Rech-
nung getragen werden, weshalb es auch Bestandteil 
des Dialogs auf allen Ebenen ist. 

Das eigentliche Gespräch über Menschenrechte – 
auch Menschenrechtsdialog oder –konsultation ge-
nannt – ist Teil der schweizerischen Menschenrechts-
politik und wird, nebst anderen Instrumenten, dann 
eingesetzt, wenn die Partnerstaaten interessiert und 
gewillt sind, diesen Bereich zu thematisieren und sich 
beraten zu lassen. Meist zeigt sich dieser Wille im Zu-
sammenhang mit politischen Reformen. Ziel solcher 
Gespräche und Zusammenarbeitsprojekte ist es, die 

Situation der Menschen hinsichtlich ihrer Rechte zu 
verbessern. Dies ist oft ein Prozess, der viel Ausdauer 
erfordert. Die Schweiz geniesst als Dialogpartnerin 
eine hohe Glaubwürdigkeit aufgrund ihrer langjäh-
rigen humanitären Tradition und ihrem Engagement 
für die Menschenrechte, zum Beispiel im Rahmen 
des UNO-Menschenrechtsrates. 

Seit 1997 steht die Schweiz beispielsweise mit Viet-
nam im Dialog. Dabei wird über Fragen der interna-
tionalen Menschenrechtspolitik, des Strafrechts und 
Strafvollzugs, der Minderheiten- und Frauenrechte 
und der Religionsfreiheit gesprochen. Auch Defizite, 
etwa bei der Meinungsäusserungs- und Versamm-
lungsfreiheit, werden angesprochen. Die Schweiz 
sensibilisierte das Land auch für das Thema Todes-
strafe und schlug vor, Schritte in Richtung Moratori-
um und Abschaffung zu unternehmen. 

Die Gespräche werden begleitet von konkreten, von 
der Schweiz unterstützten Projekten. Ein Schwer-
punktthema in mehreren Ländern sind dabei die 
Haftbedingungen in Gefängnissen und der mangeln-
de Schutz vor Polizeigewalt. Die Schweiz entsendet 
Experten, die ein Land beraten und Ausbildungen 
anbieten. Nigeria ist zum Beispiel eines der Länder, 
das sich der Problematik bewusst ist und um Unter-
stützung der internationalen Gemeinschaft gebeten 
hat. 

Eine Veränderung der Menschenrechtslage bleibt je-
doch ein langwieriger Prozess. Wo der Wille da ist, 
fehlt es oft an staatlichen Mitteln, um Massnahmen 
effizient durchzusetzen. Fortschritte sind dennoch 
erkennbar. In Tadschikistan zum Beispiel werden To-
desurteile nicht mehr vollstreckt, und die Abschaf-
fung der Todesstrafe steht zur Diskussion. Und in 
den Gefängnissen Vietnams haben sich die Zustände 
nachweislich verbessert, auch was die Folter betrifft.

Nebst diesen vertieften Gesprächen mit einigen we-
nigen Ländern, thematisiert die Schweiz die Men-
schenrechte jedoch auch mit einer breiten Anzahl 
von Staaten im Rahmen so genannter politischer 
Konsultationen.

Haftbedingungen, wie 

hier in Nigeria, werden im 

Rahmen von bilateralen 

Gesprächen über Men-

schenrechte angesprochen.
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Menschenrechte und 
multinationale Firmen
In der Schweiz sind einige der grössten international tätigen Rohstoff- und Energie
unternehmen domiziliert. Auch sie haben die Verantwortung, Menschenrechte und 
Umwelt zu respektieren. Die Schweiz setzt sich dafür ein, dass Firmen diese Verant-
wortung wahrnehmen und internationale Standards für eine korrekte Unternehmens
führung einhalten. 

Rund ein Viertel des weltweiten Rohstoffhandels wird 
über Firmen mit Sitz in der Schweiz abgewickelt. Zwar 
ist jeder Staat verpflichtet, die Menschenrechte in sei-
nem Land zu respektieren und zu schützen, das heisst 
auch, dafür zu sorgen, dass keine Drittparteien wie Un-
ternehmen Menschenrechte verletzen. Einige multina-
tionale Unternehmen operieren verstärkt in Regionen 
mit schwachen und repressiven Regierungen. Diese 
sind manchmal nicht in der Lage oder nicht willens, 
Menschenrechtsverletzungen durch Firmen zu verhin-
dern. Fehlbare Unternehmen und ihre Tochterfirmen 
werden deshalb oft nicht zur Rechenschaft gezogen.

Die Schweiz hat hohe rechtsstaatliche Standards und 
setzt sich weltweit für die Menschenrechte ein. Sie 
hat als Partei zahlreicher Menschenrechtsverträge die 
Pflicht, die Menschenrechte bei ihren eigenen wirt-

Die Schweiz fördert internationale 

Standards 

Nach sechs Jahren weltweiter Konsultationen mit 

Regierungen, Unternehmen und Nichtregierungs-

organisationen legte Professor John Ruggie 2011 

dem UNO-Menschenrechtsrat seinen Schlussbe-

richt über die menschenrechtliche Verantwortung 

von Unternehmen vor. Die Schweiz hat seine 

Arbeit massgeblich unterstützt. Der Bericht hat 

die Debatte über Menschenrechtsverletzungen 

durch die Privatwirtschaft vorangebracht und die 

diesbezüglichen Lücken im herrschenden Recht 

aufgezeigt. Generell bemängelt sein Bericht die 

Inkohärenz zwischen der Förderung der Men-

schenrechte im Rahmen der Aussenpolitik und der 

Aussenwirtschaftspolitik derselben Länder. 

Die entsprechenden Leitlinien der UNO beruhen 

auf drei Säulen: Erstens müssen Staaten aktiv 

dafür sorgen, dass Unternehmen den Schutz der 

Menschenrechte nicht beeinträchtigen («state 

duty to protect»). Zweitens sollen Unternehmen 

den Respekt der Menschenrechte zum Bestandteil 

ihrer Unternehmenskultur machen. Drittens wird 

für Opfer von Menschenrechtsverletzungen durch 

Unternehmen ein erleichterter Zugang zur Justiz 

gefordert.  

Parallel zu den vom UNO-Menschenrechtsrat ver-

abschiedeten Leitlinien unterstützte die Schweiz 

verschiedene Initiativen im Bereich Wirtschaft und 

Menschenrechte. Unter anderem finanzierte sie 

einen informellen Austausch zwischen Staaten 

und eine Studie über Unternehmensverantwor-

tung in Hochrisikoländern. Sie ist auch beteiligt 

an den «Freiwilligen Grundsätzen zur Wahrung 

der Sicherheit und der Menschenrechte». Die 

Prinzipien richten sich an Öl-, Gas- und Berg-

bauunternehmen: Diese verpflichten sich, die 

Menschenrechte zu achten und entsprechende 

Sicherheitsmassnahmen zu ergreifen. Unter 

anderem sollen die Unternehmen das Personal 

angemessen schulen und die Zusammenarbeit mit 

der lokalen Bevölkerung verbessern.  

Das 2010 gegründete Kompetenzzentrum 

für Menschenrechte unter Federführung der 

Universität Bern bearbeitet sechs verschiedene 

Themenbereiche, darunter auch Wirtschaft und 

Menschenrechte. 

schaftlichen Aktivitäten zu schützen und zugleich auch 
dafür zu sorgen, dass der Schutz der Menschenrech-
te durch Aktivitäten privater Unternehmen nicht be-
einträchtigt wird. Dies schliesst eine Verantwortung 
gegenüber der Tätigkeit von Schweizer Unternehmen 
in einem globalisierten Markt mit ein. Die Tätigkeiten 
von multinationalen Firmen sollen das Engagement 
für die Menschenrechte nicht untergraben. Gleichzei-
tig hat die Schweiz ein Interesse daran, ihren Ruf als 
Wirtschaftsstandort zu wahren. Sie setzt sich deshalb 
in verschiedenen internationalen Initiativen dafür ein, 
dass Privatunternehmen  die Menschenrechte achten 
und Umweltstandards respektieren.

Die von der Schweiz unterstützen Initiativen auf interna-
tionaler Ebene zielen auf eine Selbstregulierung der Fir-
men und auf freiwillige Mechanismen ab. Das Konzept 
der sozialen Unternehmensverantwortung (Corporate 
Social Responsibility, CSR) besagt, dass Unternehmen 
alle sozialen und ökologischen Nebenwirkungen ihrer 
Tätigkeit kontrollieren und Schäden beheben müssen. 
Einige Unternehmen haben erkannt, dass der Weg zu 
dauerhaftem wirtschaftlichem Erfolg und Shareholder 
Value nicht allein über eine kurzfristige Profitmaxi-
mierung führen kann. Es braucht vielmehr ein markt
orientiertes Handeln, das sozial verantwortlich ist. Viele 

Unser gut etablierter und sehr konstruktiver Dialog 

mit der AMS gibt uns einen wertvollen Einblick in 

die sich wandelnde Debatte über Wirtschaft und 

Menschenrechte. Dies hilft uns bei der Umsetzung 

der UBS-Erklärung zu den Menschenrechten.

Christian Leitz, Head Corporate Responsibility Manage-
ment, UBS

Liselotte Arni, Head Environmental & Social Risk, UBS

«

«
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Unternehmen wissen: Sie tragen zur nachhaltigen Ent-
wicklung bei, wenn sie ihre Tätigkeit so gestalten, dass 
sie Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit fördern und 
gleichzeitig Umweltschutz und soziale Verantwortung 
praktizieren.

Die Schweiz hat insbesondere die Arbeiten des UNO-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte und Unter-
nehmen personell und finanziell unterstützt. Seine 
Vorschläge, erarbeitet in Partizipation mit Staaten, 
Vertretern der Wirtschaft und Zivilgesellschaft, hat der 
Menschenrechtsrat 2011 in Form von neuen Richtlinien 
zur menschenrechtlichen Verantwortung von Unter-
nehmen («Guiding Principles on Business and Human 
Rights») gutgeheissen. Diese sind zum Referenzrahmen 
geworden für die Pflicht von Staaten sicherzustellen, 
dass ihre Unternehmen, auch wenn sie im Ausland 
operieren, keine Menschenrechte verletzen. Die Leitlini-
en basieren auf der staatlichen Pflicht, Menschenrechte 
zu schützen, der unternehmerischen Verantwortung, 
Menschenrechte zu respektieren, und verlangen, dass 
Opfern der Zugang zur Justiz erleichtert wird. 

Innerhalb der Bundesverwaltung beschäftigen sich 
mehrere Verwaltungseinheiten mit menschlicher Si-
cherheit, Aussenpolitik und Aussenwirtschaft. Um die 
Positionen zu einigen und kohärente Massnahmen zu 
definieren, ist die Abteilung Menschliche Sicherheit 
(AMS) bemüht, den Dialog mit allen betroffenen Stel-
len weiterzuführen. Das Prinzip der Selbstregulierung 
bleibt nicht unangefochten. Eine der zentralen Fragen 
der kommenden Jahre wird es sein, ob und auf wel-

Private Sicherheitsfirmen und der 

Verhaltenskodex 

Immer häufiger werden private Unter-

nehmen mit Sicherheitsaufgaben betraut, 

insbesondere in Krisen- und Konfliktgebie-

ten. Private Firmen und ihre Mitarbeitenden 

unterliegen dem humanitären Völkerrecht 

und sind dazu angehalten, Menschenrechte 

zu achten. Auf Initiative der Schweiz haben 

inzwischen über 300 Sicherheitsfirmen 

einen Verhaltenskodex unterzeichnet, der 

sie verpflichtet, Menschenrechte zu achten 

und sich in ihrer Geschäftspolitik an diesen 

Standards zu orientieren. 

Beispielsweise hält der Verhaltenskodex Fol-

gendes fest: Mitarbeitende dürfen die Waffe 

nur benutzen, um sich selber und andere 

in Lebensgefahr zu verteidigen oder um ein 

Verbrechen mit hohem Blutzoll zu verhin-

dern; es gilt ein absolutes Verbot zu foltern, 

zu diskriminieren oder Menschenhandel zu 

betreiben. Die aktive Beteiligung an Kampf-

handlungen lehnt der Kodex ausdrücklich 

ab. Das Firmenmanagement seinerseits muss 

die Mitarbeitenden nach gewissen Kriterien 

rekrutieren, sie adäquat weiterbilden und 

ihre Arbeit kontrollieren. Regierungen und 

Nichtregierungsorganisationen und die 

unterzeichnenden Firmen haben sich darauf 

verpflichtet, eine Kontrolle in Form einer 

Beschwerdestelle einzurichten. In Bearbei-

tung ist ausserdem eine Zertifizierung für 

private Sicherheitsunternehmen, damit die 

Einhaltung der im Kodex festgehaltenen 

Qualitätsstandards verifiziert werden kann.  

Das «Montreux-Dokument», das die Schweiz 

zwei Jahre vor dem Kodex ausgearbeitet 

hatte, nimmt seinerseits die Staaten in die 

Pflicht: Der Staat soll garantieren, dass er die 

Genfer Konvention – Schutz von Personen 

und andere Normen des humanitären 

Völkerrechts – auch dann achtet, wenn er 

mit privaten Militär- und Sicherheitsfirmen 

zusammenarbeitet. 

Arbeiter in einer Goldmine 

in Südafrika. Sie wurde 

wegen der steigenden 

Nachfrage nach Gold wie-

der eröffnet.

che Weise Regierungen die globalen Aktivitäten jener 
Unternehmen gesetzlich oder mit Anreizsystemen be-
einflussen können, die in ihren Ländern ansässig sind. 
In der Schweiz hat die Debatte erst begonnen. Es geht 
um die Sorgfaltspflicht, die Schweizer Konzerne für ihre 
eigene Tätigkeit sowie jene ihrer Tochterfirmen und 
Zulieferer haben. Und es geht darum, wie Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen und Umweltverbrechen 
zu ihrem Recht kommen können.

« Das wachsende Engagement der Schweiz mit 

staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren durch die 

AMS ist willkommen und trägt entscheidend zum 

Fortschritt im Menschenrechtsbereich bei.

Ron Popper, Leiter Corporate Responsibility, ABB

«

Ich habe die Vorreiterrolle der AMS im Bereich 

Unternehmen und Menschenrechte sehr ge-

schätzt und hoffe, dass sich die Abteilung auch 

in Zukunft in diesem Bereich praxisorientiert 

engagieren wird.

Christian Frutiger, Public Affairs Manager,  
Nestlé S.A.

«

«
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Engagement für die 
Abschaffung der Todesstrafe
Die Schweiz setzt sich mit Nachdruck für eine menschenwürdige Welt ein, in der es die 
Todesstrafe nicht mehr gibt. Das Recht auf Leben ist das grundlegendste Menschenrecht. 
Die Schweiz engagiert sich für die Abschaffung der Todesstrafe ohne Einschränkungen, das 
heisst unter allen Umständen und in allen Regionen der Welt.

Obwohl immer mehr Staaten von der Todesstrafe 
abrücken, sind allein 2011 über 700 Menschen hin-
gerichtet worden (Opfer in China nicht eingeschlos-
sen). Die Schweiz weist die Haltung entschieden 
zurück, dass im Namen der Justiz getötet werden 
darf. Die Todesstrafe leistet keinen Beitrag zur Wie-
dergutmachung, noch wirkt sie abschreckend oder 
macht die Gesellschaft sicherer. Sie stellt vielmehr 
eine Verletzung der grundlegenden Menschenrech-
te dar. 

Aus Sicht der Schweiz stellt die Anwendung der To-
desstrafe ein inakzeptables Hindernis für einen um-
fassenden Menschenrechtsschutz dar; eine solche 
Bestrafung hat keinen Platz mehr in der heutigen 
Welt. Der Einsatz gegen die Todesstrafe gehört des-
halb zu den Prioritäten der Schweizer Aussenpolitik 
im Bereich der Menschenrechte. Bisher haben zwei 
Drittel aller Länder die Todesstrafe rechtlich oder 
faktisch abgeschafft. Obwohl auch Demokratien wie 
die USA oder Japan weiterhin Menschen exekutie-
ren, sind es vor allem autoritäre Regimes, welche die 
Todesstrafe anwenden. 

Als offizielle Gastgeberin beherbergte die Schweiz 
2010 in Genf den vierten Weltkongress gegen die 
Todesstrafe. Im selben Jahr gründete sie gemeinsam 
mit Spanien und anderen Ländern die unabhängige 

«Internationale Kommission gegen die Todesstra-
fe», die heute ihren Sitz in Genf hat. Damit hat die 
Schweiz ihre Haltung bekräftigt, die Abschaffung 
der Todesstrafe konsequent einzufordern, und sie ist 
in der Staatengruppe vertreten, welche die Kommis-
sion unterstützt. Diese versucht alle Länder, die nach 
wie vor Menschen exekutieren, bis 2015 zu einem 
möglichst umfassenden Moratorium zu bewegen. 
Als dringliche Massnahme fordert die Kommission 
diese Staaten auf, die völkerrechtlichen Mindestan-
forderungen einzuhalten, namentlich das Verbot der 
Hinrichtung von Minderjährigen oder geistig Behin-
derten. 

Die Schweiz setzt sich auch in andern internationa-
len Gremien wie dem UNO-Menschenrechtsrat und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) gegen die Kapitalstrafe ein. 2010 
hat die Vollversammlung der Vereinten Nationen ihre 
dritte Resolution verabschiedet, die zu einem welt-
weiten Moratorium für die Vollstreckung der Todes-
strafe aufruft. Die Schweiz ist Mitverfasserin dieser 
Resolution. Weitere Resolutionen sollen den Druck 
auf jene Länder verstärken, die bisher noch nicht ja 
gestimmt haben. Ziel der Moratorien ist es, auf eine 
vollständige Abschaffung der Kapitalstrafe hinzuwir-
ken, beziehungsweise auf eine Umwandlung in Ge-
fängnisstrafen. 

Wenn ein Land die Todesstrafe abschafft oder ge-
fällte Urteile nicht mehr vollstreckt, besteht immer 
noch ein Risiko: Populistische Regierungen können 
der Versuchung erliegen, im Kampf gegen das Ver-
brechen wieder auf das vermeintlich probate Mittel 
der Todesstrafe zu setzen. Hier gilt es, präventiv auf 
diese Gefahr hinzuweisen. Das Thema wird von der 
Schweiz denn auch in den bilateralen Gesprächen 
über die Menschenrechtspolitik aufgegriffen. Auch 
in Staaten wie den USA, die diese Strafe noch nicht 
abgeschafft haben, setzt die Schweiz regelmässig 
Zeichen, indem sie Gnadengesuche unterstützt oder 
beim Vollzug einer Todesstrafe ihr Bedauern aus-
drückt. In anderen Situationen erhalten Nichtregie-
rungsorganisationen, die sich weltweit oder in ein-
zelnen Ländern gegen die Todesstrafe einsetzen, von 
der Schweiz auch finanzielle Unterstützung. 

Guatemala: Die Todesstrafe 

steht im Widerspruch zum 

grundlegendsten Men-

schenrecht, dem Recht auf 

Leben.
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«Es braucht einen  
langen Atem» 
Sascha Müller ist Mitglied des Expertenpools für zivile Friedensförderung der Abteilung 
Menschliche Sicherheit (AMS) des EDA. Als Beraterin für Menschliche Sicherheit (Human 
Security Adviser) hat die Juristin vier Jahre in Sri Lanka verbracht; nun ist sie in Hanoi 
tätig, wo sie die Konsultationen zwischen Vietnam und der Schweiz mitgestaltet. 

Sascha Müller, welche Bereiche beinhaltet Ihre 
Arbeit in Hanoi? 
Die Schweiz führt mit Vietnam unter anderem Kon-
sultationen über Menschenrechte durch. Die Gesprä-
che mit Regierungsmitgliedern finden einmal jährlich 
statt. Zudem sind verschiedene Projekte im Gang im 
Bereich Menschenrechte, wo wir neben staatlichen 
Stellen auch mit zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen zusammenarbeiten. 

Wie spielt sich diese Zusammenarbeit konkret 
ab? 
Es gibt verschiedene Kontakte innerhalb der Regie-
rung; mit dem Ministerium für öffentliche Sicher-
heit organisieren wir zum Beispiel einen Austausch 
im Bereich Gefängnismanagement und Ausbildung 
von Gefängnispersonal. Dabei besucht etwa eine 
vietnamesische Delegation Schweizer Haftanstalten, 
um sich über die Ausgestaltung der Untersuchungs-
haft und des offenen Strafvollzugs zu informieren. 
Gleichzeitig arbeitet das Schweizerische Ausbil-
dungszentrum für das Strafvollzugspersonal mit der 
gleichgelagerten Institution in Vietnam zusammen. 
Dieser Austausch ist ein längerfristiges Engagement 

und ein wichtiger Teil der Zusammenarbeit zwischen 
Vietnam und der Schweiz – komplementär zu den 
Konsultationen. 

Welche Aufgaben gehörten zu Ihrer Arbeit in 
Sri Lanka? 
Meine Arbeit gestaltete sich im Rahmen des «Whole 
of Government approach» (Gesamtregierungsan-
satz), das heisst in Zusammenarbeit mit andern Bun-
desstellen wie der DEZA und unter Einbezug der Bot-
schaft. Als Beauftragte für Menschenrechtsfragen 
und Friedensförderung habe ich das EDA zur Men-
schenrechts- und Friedenspolitik der Schweiz in Sri 
Lanka beraten und die DEZA im Bereich der humani-
tären Hilfe. Es ging damals 2008 und 2009 vor allem 
um Binnenflüchtlinge. Viele Menschen waren wäh-
rend des Krieges aus ihrer Region vertrieben worden, 
300‘000 Menschen wurden nach dessen Ende 2009 
von der Regierung in geschlossene Camps gebracht. 
Die Schweiz leistete Nothilfe und unterstützte die 
Rückführung dieser Leute in ihr Heimatgebiet sowie 
den Wiederaufbau der Häuser. Meine Aufgabe war 
damals, mich zu informieren und einen Überblick zu 
gewinnen über die Problematik. Danach konnte ich 
das EDA beraten, welche Massnahmen im Bereich 
Menschenrechte notwendig und sinnvoll sind und 
der DEZA u.a. empfehlen, bei ihrer Arbeit in diesen 
Camps gewisse minimale Standards einzufordern, 
um nicht zur Komplizin des Systems zu werden – 
schliesslich wurden Binnenflüchtlinge unrechtmässig 
festgehalten.

Wie beurteilen Sie im Rückblick die Wirkung der 
Arbeit, welche die Schweiz in Sri Lanka geleistet 
hat? 
Es ist schwierig zu sagen, welcher Einsatz genau 
welche Wirkung erzielte. Jedenfalls begann die Re-
gierung nach fünf Monaten, die Binnenflüchtlinge in 
den geschlossenen Lagern in ihre Dörfer zurückzu-
führen. Die Geldgeber haben hier sicher eine Rolle 
gespielt. Es braucht aber einen langen Atem, und es 
geht oft einen Schritt vorwärts und zwei zurück. In 
Einzelfällen lässt sich aber durchaus etwas erreichen. 
Die Schweiz kann einen Teilbeitrag leisten zu einem 
koordinierten Engagement von grösseren Organisa-
tionen, die dort arbeiten. 
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Die AMS engagiert sich unter anderem auch für 
die Verbesserung der Rechte von Binnenflücht-
lingen. Erhalten diese international genügend 
Aufmerksamkeit? 
Die betroffenen Regierungen messen diesem Pro-
blem eher zu wenig Bedeutung bei und sind nicht 
immer gewillt, die entsprechenden Mittel zur Verfü-
gung zu stellen. Es fragt sich dann, ob es die Rolle 
der internationalen Gemeinschaft ist, diese Aufgabe 
in einem Schwellenland wie etwa Sri Lanka zu über-
nehmen. Dies ist das Dilemma der Hilfsangebote: 
Einerseits will man den Menschen in Not helfen, 
anderseits soll die Regierung nicht einfach aus der 
Verantwortung entlassen werden. 

Welchen Ruf geniesst die Schweiz im Einsatz-
ort und innerhalb der internationalen Gemein-
schaft? 
Sie geniesst hohe Glaubwürdigkeit, auch weil sie 
klein ist, keine versteckten Absichten und keine ko-
loniale Vergangenheit hat. Unterstützungsangebote 
von Ländern mit kolonialer Vergangenheit wecken 
rasch den Abwehrreflex von «Einmischung und Neo-
kolonialismus». Wichtig ist, dass die Schweiz ihre Ni-
sche findet, wo sie Beiträge leisten kann – zum Bei-
spiel durch die Bereitstellung von Expertise, mittels 
Koordinationshilfe oder mit Projekten zur Stärkung 
der Zivilgesellschaft. Wir versuchen, das Bewusstsein 
zu wecken für die Menschenrechte – in Sri Lanka 
etwa beim Thema Binnenflüchtlinge oder Vergan-
genheitsarbeit. Stossen wir auf eine unrechtmässige 
Situation, nehmen wir das Thema lokal mit der Re-
gierung auf oder äussern uns im UNO-Menschen-
rechtsrat. 

Wie sehen Sie die weltweite Entwicklung: Sind 
tendenziell Fortschritte in der Achtung der 
Menschenrechte zu beobachten? 
Man muss unterscheiden zwischen sozialen und 
ökonomischen einerseits und zivilen und politischen 
Rechten anderseits. Bei letzteren gibt es zwar immer 
wieder Rückschläge, aber global gesehen verbessert 
sich die Lage zusehends – dies nicht zuletzt dank den 
neuen Medien wie Twitter und Facebook. Das Moni-
toring der Weltöffentlichkeit hat sich verbessert und 
damit auch die Möglichkeit, auf humanitäre Krisen 
zu reagieren. Keine Notlage, in der Millionen von 
Leuten an Hunger sterben oder im Krieg umkom-
men, bleibt unbemerkt und unbeantwortet. Auch im 

Bereich Straflosigkeit gibt es Verbesserungen mit der 
Einrichtung des Internationalen Strafgerichtshofs. 
Das heisst natürlich nicht, dass es keine schwerwie-
genden Verstösse mehr gibt. Die Herausforderung 
im Einsatz für die Achtung der Menschenrechte ist 
heute, das Bewusstsein und die «Ownership» dafür 
zu fördern. Häufig wird dies von Regimes als Einmi-
schung in die internen Angelegenheiten verstanden. 
Werden die Leute aber konkret konfrontiert mit dem 
Wesen der Menschenrechte, dann sprechen sich die 
allermeisten gegen Folter oder Diskriminierung aus. 
Das Problem ist, dass die Menschenrechtsarbeit vom 
jeweiligen Regime politisch instrumentalisiert und 
für die nationalistische Rhetorik missbraucht werden 
kann. Wenn aber das Regime in einem Land wech-
selt, der politische Wille vorhanden ist und die Re-
gierung Durchsetzungskraft hat, kann sich die Men-
schenrechtssituation rasch ändern. 

Welche Engagements im Bereich Friedensförde-
rung vor Ort haben sich als besonders wirksam 
erwiesen? 
Es ist sinnvoll, lokale Kräfte zu fördern, welche die 
gleiche Zielsetzung haben – interessierte Regie-
rungsstellen, politische Parteien, Journalisten und 
Nichtregierungsorganisationen. Wir können zwar 
Druck ausüben und Hilfe anbieten, aber letztlich 
muss der Wandel in diesen Ländern selber stattfin-
den. Der Einsatz für den Frieden und die Menschen-
rechte lässt sich aber in den Empfangsländern selber 
schlecht «verkaufen», weil der Bereich diplomatisch 
sensibel ist.

Haben Sie schon Situationen erlebt, die für Sie 
persönlich gefährlich waren? 
Es gab schon Momente des Aufruhrs in einem Land 
– zum Beispiel damals in Nepal während des soge-
nannten People‘s Movement 2006, das in die Ent-
machtung des Königs mündete. Ich war als Beobach-
terin unter den Demonstrierenden auf der Strasse 
und wusste nicht, ob Gewalt ausbrechen würde. Das 
grösste Risiko aber ist eindeutig der Strassenverkehr. 
Da habe ich schon Situationen erlebt, wo ich dachte: 
«Das ist nun das Ende». Krankheiten sind ebenfalls 
eine Gefahr, wie etwa das Denguefieber.

Werden Sie weitere Auslandeinsätze leisten? 
Bestimmt, denn die Arbeit im Feld ist meines Erach-
tens sehr spannend. Man trägt viel Verantwortung 
und kann die Arbeit weitgehend selbständig steuern 
und beeinflussen. Interessant ist auch, neue Länder 
und Mentalitäten kennenzulernen. Und man erlebt 
historische Momente – wie zum Beispiel in Nepal 
2006, als der König zurücktreten musste, oder das 
Kriegsende in Sri Lanka.

Sascha Müller 
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Bewaffnete Konflikte, Krisen und Katastrophen 
bringen Menschen in Notsituationen, die sie aus ei-
gener Kraft nicht bewältigen können. Die Schweiz 
setzt sich für einen besseren Schutz der Zivilbe-
völkerung in bewaffneten Konflikten ein, für eine 
menschenwürdige Flüchtlings- und Migrationspoli-
tik und den wirksamen Kampf gegen Menschen-
handel.

Die Beachtung des humanitären Völkerrechts und 
die Förderung der Menschenrechte sind zentrale 
Aufgaben der Schweizer Aussenpolitik. Ziel der hu-
manitären Politik ist es, das Leben, die Rechte sowie 
die Würde von Menschen vor, während und nach be-
waffneten Konflikten und Krisensituationen zu schüt-
zen. Im Rahmen der Schweizer Strategie zum Schutz 
der Zivilbevölkerung fördert die Schweiz dies unter 
anderem in internationalen Foren wie beispielsweise 

in der UNO, aber auch mittels Forschungs- und An-
wendungsprojekten. Besondere Aufmerksamkeit gilt 
den am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
wie Frauen, Kindern und intern Vertriebenen.

Eine wirksame und innovative Migrationsaussenpo-
litik bekämpft die negativen Aspekte der Migration 
und fördert gleichzeitig deren Chancen. Sie umfasst 
bilaterale und multilaterale diplomatische Initiativen, 
die das Phänomen in seinen verschiedenen Dimensi-
onen angehen. Die Migrationsaussenpolitik beachtet 
die internationalen Verpflichtungen und die huma-
nitäre Tradition der Schweiz und berücksichtigt die 
legitimen Interessen im Bereich der Sicherheit und 
des sozialen Zusammenhalts. Die Schweiz pflegt eine 
enge Zusammenarbeit auf bilateraler und multilate-
raler Ebene mit den betroffenen Staaten (Herkunfts-, 
Transit- und Zielländern).

Humanitäre Politik 
und Migration
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International koordinierte 
Migrationspolitik
 
Migration ist ein transnationales Phänomen; ein Staat allein kann die stetig zunehmen-
den Herausforderungen nicht alleine lösen. Migration bietet aber auch Chancen. Die 
Schweiz setzt sich ein, damit dieses Thema auf internationaler Ebene diskutiert wird. 

Im Zuge der Globalisierung hat sich auch die interna-
tionale Migration drastisch verstärkt. Menschen ver-
lassen ihren angestammten Lebensraum, um anders-
wo Arbeit und Auskommen zu finden. Das Thema ist 
von der internationalen Politik noch bis vor wenigen 
Jahren jedoch stiefmütterlich behandelt worden. Um 
auf internationaler Ebene eine Diskussion in Gang 
zu bringen, lancierte die Schweiz 2001 die «Berner 
Initiative». Eine von der UNO einberufene Experten-
kommission «Global Commission on International 
Migration GCIM», unter der Leitung der Schweiz und 
Schwedens, betonte in ihrem Schlussbericht 2005, 
dass die Migrationspolitik der einzelnen Länder ko-
ordiniert werden müsse. 

Der Schweiz ist es ein Anliegen, in der Diskussion 
rund um internationale Migration zu einem Paradig-
menwechsel beizutragen: Migration soll nicht nur als 
Problem – vor allem der Einwanderungsländer – be-
trachtet werden, sondern es sollen auch die damit 
verbundenen Chancen für Herkunfts- und Zielland 
diskutiert werden. Migrantinnen und Migranten 

tragen zum Beispiel zum wirtschaftlichen Wachs-
tum und zu sozialer Entwicklung sowohl in Ziel- wie 
auch in Herkunftsländern bei. Einerseits spielen die 
finanziellen Überweisungen an ihre Familien in den 
Herkunftsländern eine zunehmend wichtige wirt-
schaftliche Rolle; in Tadschikistan betragen die Rück-
überweisungen laut Schätzungen mittlerweile be-
reits gegen 40 Prozent und in den Philippinen rund 
15 Prozent des Bruttosozialprodukts. Gemäss Welt-
bank beliefen sich die Geldüberweisungen von Mig-
ranten in Entwicklungsländer im Jahr 2011 auf über 
300 Milliarden US-Dollar und lagen damit weit über 
der offiziellen Entwicklungshilfe der Industrieländer. 
Anderseits fördert Migration den Wissenstransfer: 
Arbeitskräfte eignen sich im Zielland Kenntnisse an, 
die später bei ihrer Rückkehr in ihre Heimat von Nut-
zen sind. Jene Länder, die Migranten aufnehmen, 
können wiederum Beschäftigungslücken füllen. 

Gefahren betreffen einerseits den sogenannten 
«Brain Drain»: Wenn gut qualifizierte Leute auswan-
dern, geht im Entwicklungsland notwendiges Wis-

Bauarbeiter aus Bangla-

desh, die für eine koreani-

sche Baufirma in Tunesien 

arbeiten.
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sen verloren. Zudem sind die Migrierenden während 
und nach ihrer oft sehr langen und beschwerlichen 
Reise mangelhaft geschützt, und sie verfügen welt-
weit immer häufiger über keinen geregelten Aufent-
haltsstatus. Diese so genannten irregulären Migran-
tinnen und Migranten entziehen sich einerseits den 
legitimen Kontrollansprüchen der Staaten und sind 
andererseits häufig Opfer von Ausbeutung. Disku-
tiert wird auch, wie die Rückkehr von Auswanderern 
in ihr Herkunftsland gefördert werden kann. Sinnvoll 
sind etwa Starthilfen an Rückkehrende, um ihnen 
damit den beruflichen Wiedereinstieg zu erleichtern. 

An der 61. UNO-Generalversammlung 2006 wurde 
auf Initiative des damaligen UNO-Generalsekretärs 
Kofi Annan erstmals auf Ministerebene über Migra-
tion debattiert (UN-High-Level Dialogue on Interna-
tional Migration and Development). Auch dank des 
Engagements der Schweiz hat in der UNO 2011 eine 
informelle Debatte zu Migration und Entwicklung 
stattgefunden, die auf Ministerebene weitergeführt 
werden soll. 

Der erste UNO-Dialog mündete 2007 in die Grün-
dung des «Global Forum on Migration and Develop-
ment» (GFMD). Hier treffen sich Staaten auf informel-
ler Basis, die an diesem Thema interessiert sind. Die 
Gespräche beziehen das Wissen von internationalen 
Organisationen und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
mit ein. Die Schweiz ist als Mitglied des Steuerungs-
ausschusses des GFMD seit Anbeginn aktiv an der 
Gestaltung des Austauschs beteiligt; 2011 präsidierte 

sie das Forum und leistete mit ihrer unkonventionel-
len Führung einen massgeblichen Beitrag zu einem 
konstruktiven internationalen Dialog über Migration 
und Entwicklung. 

Alle relevanten Stellen in der Bundesverwaltung sind 
im Rahmen des internationalen Migrationsdialogs an 
dieser Debatte beteiligt (Whole-of-Government-An-
satz), der vom Sonderbotschafter für Internationale 
Migrationszusammenarbeit geleitet wird. Das EDA 
koordiniert das Schweizer Engagement und setzt 
auch inhaltliche Schwerpunkte, insbesondere im Be-
reich des Schutzes und der Rechte von Migrantinnen 
und Migranten. Die Schweiz bringt heute verstärkt 
das Thema des Klimawandels und seiner Auswirkun-
gen auf die globale Migration in die internationale 
Debatte ein – ein Bereich, der in seiner Dringlichkeit 
zunehmen wird.

Für zahlreiche tadschikische 

Väter heisst es Abschied 

nehmen. Mit dem Geld, das 

sie im Ausland verdienen, 

können sie ihre Familie 

ernähren.

Auf der Suche nach einer 

Zukunft: Männer auf dem 

Weg von Mali durch die 

Wüste über Algerien nach 

Europa. 

Die Frau aus Nicaragua 

ist eine von vielen, die im 

Nachbarland Costa Rica 

Arbeit suchen.
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Migrationspartnerschaften: 
die doppelte Gewinnchance
Die Schweiz nutzt das Instrument der Migrationspartnerschaften, um mit Regierungen 
der Herkunftsländer von Migrantinnen und Migranten über die Probleme und Chancen 
von Migration zu diskutieren. Gemeinsam werden Massnahmen ergriffen, die für beide 
Partner von Nutzen sind. 

Heute leben schätzungsweise mehr als 200 Millionen 
Menschen in einem Land, das nicht ihr Heimatland 
ist. Der Fall des Eisernen Vorhangs und die kriegeri-
schen Auseinandersetzungen auf dem Balkan und in 
Afrika haben zu einer steigenden Migrationsbewe-
gung beigetragen. Die Migrantinnen und Migranten 
sind meist auf der Suche nach einer beruflichen Per­
spektive und damit nach einem besseren Leben.

Migration hat Folgen sowohl für das Herkunfts- wie 
auch für das Zielland. Im Herkunftsland kann die Ab-
wanderung zu einem Mangel an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften führen, während die Zielländer mit 
der Zuwanderung ihre Beschäftigungslücken füllen 
können. Das Auswanderungsland wiederum kann 
von den finanziellen Überweisungen der Migran-
tinnen und Migranten an Verwandte und vom Wis-
senstransfer der Rückkehrer profitieren. Anderseits 
kann Migration im Zielland dazu führen, dass sich 
Bürgerinnen und Bürger bedroht fühlen. Wenn Mi-
grantinnen und Migranten irregulär einreisen, sind 
sie arbeitsrechtlich nicht geschützt und laufen Ge-
fahr, Opfer von Menschenhandel und Ausbeutung 
zu werden. 

Die Schweiz erachtet es als sinnvoll, wenn Chancen 
und Herausforderungen der Migration zwischen 
Herkunfts- und Zielland diskutiert werden. Deshalb 
hat sie das innovative Instrument der Migrations-

partnerschaften entwickelt, das die Zusammenarbeit 
betont und gemeinsame Projekte lanciert. Vertrete-
rinnen und Vertreter aus der Schweiz und einem Her-
kunftsland treffen sich mindestens einmal jährlich zu 
einem Dialog, der sich im Wesentlichen um folgende 
Fragen dreht: Wie lässt sich die freiwillige Rückkehr 
und Reintegration der Migrantinnen und Migranten 
in ihr Heimatland fördern? Wie können die staatli-
chen Migrationsbehörden im Herkunftsland gestärkt 
werden? Wie lässt sich irreguläre Migration verhin-
dern? Wie lassen sich Migrantinnen und Migranten 
im Einwanderungsland besser integrieren und vor 
Menschenhandel schützen? Was können die beiden 
Länder zu einer wirtschaftlichen Entwicklung im 
Herkunftsland beitragen, um den Migrationsdruck 
zu vermindern? Und schliesslich: Wie kann das Ziel-
land den Migrantinnen und Migranten Wissen und 
Fähigkeiten vermitteln, die sie nach ihrer Rückkehr 
anwenden können?

Der gegenseitige Austausch schafft Verständnis für 
die Positionen des Partners und eröffnet neue Wege 
für konstruktive Lösungen. Projekte der Zusammen-
arbeit sorgen in den Herkunftsländern etwa für eine 
bessere Information über Möglichkeiten und Risiken 
einer Auswanderung. Zudem werden Reintegrati-
onsmassnahmen für Rückkehrer gefördert mittels 
Berufshilfen, Stellenvermittlung oder Starthilfen für 
die Einrichtung eines eigenen Geschäfts. Das Zielland 
kann zu einer Aus- und Weiterbildung von Migran-
tinnen und Migranten beitragen und das Prozedere 
von finanziellen Überweisungen kann vereinfacht 
werden. 

Die Schweiz strebt mit jenen Ländern eine Migrati-
onspartnerschaft an, aus denen viele Migrantinnen 
und Migranten einreisen oder weil sie einen Beitrag 
zur Entwicklung leisten will. So zum Beispiel mit 
Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo und mit 
Nigeria. Zudem haben Gespräche mit Tunesien be-
gonnen.

Neben der Abteilung Menschliche Sicherheit (AMS) 
ist auch das Bundesamt für Migration an den Part-
nerschaften beteiligt. Für die AMS steht der Schutz 
der Migrantinnen und Migranten im Vordergrund. 

Nigerianische Polizeibeam-

te absolvieren eine Weiter-

bildung bei der Stadtpolizei 

St. Gallen. Dies im Rahmen 

der Migrationspartner-

schaft zwischen Nigeria 

und der Schweiz.



Massnahmen gegen den 
Handel mit Menschen
Hunderttausende von Frauen, Männern und Kindern, die mangels Perspektiven ihr Her-
kunftsland verlassen, geraten in die Fänge von Menschenhändlern. Die Schweiz setzt 
sich für eine wirksame Bekämpfung des Menschenhandels ein. Das EDA ist Schnittstelle 
von Aussen- und Innenpolitik und sucht gemeinsam mit Vertretern von Herkunftslän-
dern und inländischen Fachleuten nach Lösungen. 

Jährlich verlassen Millionen von Menschen ihren an-
gestammten Lebensraum, um anderswo Arbeit und 
Auskommen zu finden. Sie flüchten vor Armut, Dis-
kriminierung oder Gewalt. Der Migrationsdruck ist 
bei allein erziehenden oder alleinstehenden Frauen 
in Armut besonders stark. Oft werden sie in ihrem 
Herkunftsland von Menschenhändlern angeworben 
und verlassen ihr Land mit der Illusion, anderswo ein 
geregeltes Auskommen zu finden. Damit begeben 
sie sich jedoch häufig in die Fänge von kriminellen 
Organisationen, die sie mit Gewalt und Drohungen 
unter Kontrolle halten. Je nach Schätzung werden 
weltweit jährlich zwischen 700‘000 und 2,5 Millio-
nen Menschen Opfer von Menschenhandel, davon 
80 Prozent Frauen. Sich aus eigener Kraft daraus zu 
befreien, gelingt den wenigsten; die Opfer sind auf 
Hilfe von aussen angewiesen. 

In der Schweiz beschäftigen sich verschiedene Bun-
desstellen und Institutionen mit Menschenhandel 
und seinen Auswüchsen: Polizei, Justiz, Opfer-
schutzstellen und Migrationsbehörden. Das EDA 
nutzt seine internationalen Beziehungen, um das 
Expertenwissen zu vernetzen und zu fördern. Am 
sogenannten Runden Tisch werden Fachleute aus 
der Schweiz und aus Herkunftsländern der Opfer 
zusammengeführt. Sie diskutieren darüber, wie die 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten verstärkt, 

die Verbrechen garantiert verfolgt und Opfer besser 
geschützt werden können. Diese Gespräche die-
nen den Schweizer Behörden auch dazu, geeignete 
Massnahmen zum Schutz der Rechte der Betroffe-
nen zu ergreifen. 

2011 fand im Rahmen der Migrationspartnerschaft 
mit Nigeria ein Runder Tisch mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Schweiz, Nigerias und den Nieder-
landen statt. Sie diskutierten über die Entwicklung 
des Menschenhandels von nigerianischen Staats-
angehörigen in Europa und der Schweiz und un-
tersuchten, in welchem Ausmass die Schweiz als 
Durchgangsland für den Menschenhandel aus Ni-
geria dient. Ein Jahr zuvor wurde mit Rumänien 
und Österreich über das Thema Kinderbettelei und 
Kinderhandel diskutiert. Aus Rumänien stammen 
nicht nur viele Opfer, die hier sexuell ausgebeutet 
werden, sondern auch organisierte Gruppen von 
Bettelnden – darunter viele Kinder, die für Bettelei 
und Diebstahl missbraucht werden und oft Opfer 
von Kinderhandel sind. Wie Erfahrungen aus ande-
ren Staaten zeigen, ist es wichtig, dass aufgegrif-
fene Kinder vor Ort gut betreut werden, damit sie 
später in fachkundiger Begleitung sicher zurück in 
ihr Herkunftsland reisen können. 

Die Schweiz engagiert sich ausserdem für die Wei-
terentwicklung von internationalen Normen und Po-
litiken zur Bekämpfung des Menschenhandels. Bei-
spielsweise der Schutz von Hausangestellten -meist 
Frauen – vor Ausbeutung muss weiter verbessert 
werden. Mit einem neuen Abkommen der Internati-
onalen Arbeitsorganisation 2011 wurden hier einige 
Verbesserungen erzielt. 

Um den Menschenhändlern auf die Spur zu kom-
men, braucht es einen wirksamen Zeugenschutz. Je-
nen Frauen, die bereit sind, vor einem Gericht gegen 
ihre Peiniger auszusagen, muss Polizeischutz, finan-
zielle Hilfe und psychologische Betreuung gewährt 
werden. Die Europaratskonvention gegen Men-
schenhandel aus dem Jahr 2005 ist die erste Kon-
vention, die den Opferschutz ins Zentrum stellt. Sie 
wurde von der Schweiz 2008 unterzeichnet.

Einer jungen Kambodscha-

nerin gelang die Flucht, 

nachdem sie nach Bangkok 

verschleppt worden war.
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Intern Vertriebene: auf der 
Flucht im eigenen Land
Die Zahl der Menschen, die auf Grund von Konflikten und Naturkatastrophen in ihrem 
eigenen Land vertrieben werden, hat sich in den letzten Jahren stetig erhöht. Die 
Schweiz setzt sich sowohl auf der internationalen Ebene als auch in den betroffenen 
Ländern dafür ein, dass intern Vertriebene (Internally Displaced Persons, IDPs) besser 
geschützt und ihre Rechte gestärkt werden. 

2010 wurden weltweit 27 Millionen Menschen auf 
Grund von gewaltsamen Konflikten vertrieben; wei-
tere 42 Millionen mussten vor Naturkatastrophen 
flüchten. Die Zahl der intern Vertriebenen übertrifft 
damit jene der Flüchtlinge um das Doppelte. Sie ha-
ben ihr Hab und Gut zurücklassen müssen; es fehlt 
ihnen an Nahrung, sanitären Einrichtungen, medizi-
nischer Versorgung und adäquaten Unterkünften. Im 
Gegensatz zu Flüchtlingen haben IDPs keine Staats-
grenze überschritten und können sich damit nicht 
auf einen besonderen Rechtsstatus oder auf spezifi-
sche Schutzmassnahmen berufen.

Die 1998 von der UNO lancierten Leitlinien über in-
terne Vertreibung (Guiding Principles on Internal Dis-
placement) bieten zwar einen normativen Rahmen 
für den Umgang mit intern Vertriebenen, sind jedoch 
nicht rechtlich bindend. Das UNO-Hochkommissariat 
für Flüchtlinge verfügt damit aber über einen ausser-
ordentlichen Auftrag zum Schutz von IDPs. Dabei 
sind primär die betroffenen Staaten in die Pflicht zu 
nehmen, intern Vertriebene zu schützen und ihnen 
Rechte zuzugestehen. Nicht alle Regierungen sind 
aber gleichermassen gewillt, diese Verantwortung 
wahrzunehmen. 

Der Schutz von IDPs ist deshalb eine der Prioritäten 
der humanitären Politik der Schweiz. Sie setzt sich 
dafür ein, dass interne Vertreibung auf die politische 
Agenda internationaler Organisationen gesetzt und 

damit als dringliches humanitäres Problem wahrge-
nommen wird. Regierungen von Staaten mit intern 
Vertriebenen sollen dazu angehalten, angeleitet und 
wo nötig finanziell und personell darin unterstützt 
werden, die UNO-Leitlinien über interne Vertreibung 
in ihrer nationalen Politik umzusetzen. Auf regionaler 
Ebene existiert heute mit der 2009 von der Afrikani-
schen Union verabschiedeten Kampala-Konvention 
ein erstes Abkommen, das die Rechte und Garantien 
für intern Vertriebene für einen ganzen Kontinent 
fixiert und die Verantwortlichkeiten verbindlich fest-
legt.

Eine zentrale Rolle bei der Förderung und Umset-
zung dieser Instrumente spielt der UNO-Sonderbe-
richterstatter für IDPs. Die Schweiz unterstützt die-
ses Mandat finanziell und personell, insbesondere 
im Rahmen der Projekte der Partnerorganisation 
«Brookings Institution». Die Schweiz beteiligt sich 
auch direkt in verschiedenen Ländern daran, Projekte 
zum Schutz von IDPs umzusetzen. So beispielsweise 
in Nigeria: Sie finanziert ein Projekt der Partnerorga-
nisation «Internal Displacement Monitoring Centre» 
(IDMC), das die Ratifizierung und Implementierung 
der Kampala-Konvention unterstützt. In Kolumbien, 
wo die Schweiz seit längerem tätig ist, setzt sie sich 
eingehend mit der Rolle auseinander, die intern Ver-
triebene in Friedensprozessen spielen. Die gewon-
nenen Erkenntnisse und Erfahrungen können nun 
im Rahmen des neuen kolumbianischen Opfer- und 
Landrückgabegesetzes verwendet werden.

Vertreibung infolge von Naturkatastrophen hat in 
den letzten Jahren stetig zugenommen. Die Schweiz 
behandelt deshalb dieses Problemfeld prioritär. Sie 
unterstützt unter anderem eine Datenbank, die alle 
Fälle erfasst und die als Grundlage für die Erarbei-
tung von Leitlinien zum Schutz von IDPs nach Natur-
katastrophen dient. 
 
Die Schweiz hat ihr Fachwissen in Handbüchern fest-
gehalten. Diese beinhalten Empfehlungen an Regie-
rungen, Justizbehörden und Nichtregierungsorga-
nisationen, wie die Leitlinien zum Schutz von IDPs 
umgesetzt werden können. 

Diese afghanische Frau teilt 

ihr Schicksal mit vielen an-

deren, die in einem Lager 

für intern Vertriebene im 

Norden Kabuls Unter-

schlupf gefunden haben.
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Nichtstaatliche  
bewaffnete Gruppen 
Nichtstaatliche bewaffnete Gruppen spielen in den meisten Konflikten eine zentrale Rol-
le. Um den Schutz der Zivilbevölkerung zu sichern, setzt sich die Schweiz dafür ein, dass 
nicht nur die Staaten, sondern auch diese Gruppen internationale Normen einhalten. 
Und sie lädt diese Gruppen ein, an Friedensprozessen teilzunehmen, weil nachhaltige 
politische Lösungen nur dann möglich sind, wenn alle Beteiligten mitmachen.

Oft sind nichtstaatliche bewaffnete Gruppen (Re-
bellenbewegungen, Milizen, usw.) eine direkte Be-
drohung für die Zivilbevölkerung, sie können jedoch 
auch eine beschützende Rolle übernehmen. In der 
öffentlichen Debatte werden sie häufig mit Ter-
roristen und Kriminellen gleichgesetzt, mit denen 
niemals verhandelt werden dürfte. Dabei wird ver-
gessen, dass die Isolation solcher Gruppen die mo-
deraten Kräfte schwächt und die Hardliner stärkt. 
Wenn die Schweiz also Gespräche mit bewaffneten 
Gruppen führt, dann geschieht dies mit der Absicht, 
sie für eine umfassendere Respektierung internatio-
naler Normen zu gewinnen. Es bedeutet aber keines-
falls, dass die Schweiz schwere Verstösse gegen das 
Völkerrecht toleriert, im Gegenteil: Sie verurteilt Ge-
waltakte, beispielsweise terroristische Anschläge, mit 
Nachdruck und setzt sich mit verschiedenen Initiati-
ven dafür ein, dass die Verantwortlichen von Gewalt 
in Konflikten zur Rechenschaft gezogen werden.

Die Schweiz hat sich als Vermittlerin zwischen Kon-
fliktparteien einen soliden internationalen Ruf erwor-
ben. Dabei bemüht sie sich, alle wichtigen Parteien in 

den Dialog einzubeziehen, um die Gewaltspirale zu 
durchbrechen und den Friedensprozess nachhaltig 
zu gestalten. In erfolgreichen Vermittlungsprozessen 
hat sich gezeigt, dass bewaffnete Gruppen ihre mi-
litärischen Strukturen erst dann auflösen, wenn sie 
überzeugt sind, dass sie ihre Interessen auch mit ge-
waltfreien Mitteln erfolgreich vertreten können. Sie 
in diesem Prozess zu unterstützen, ist deshalb ein 
Beitrag zum Frieden.

Die internationale Politik schenkt den bewaffneten 
Gruppen und ihrer Rolle immer mehr Beachtung. 
So forderten die Vereinten Nationen ihre Mitglieder 
auf, gezielte Massnahmen zur Einhaltung des Völ-
kerrechts durch solche Gruppen zu definieren und 
anzuwenden. Die Schweiz und die «Geneva Acade-
my of International Humanitarian Law and Human 
Rights» arbeiten seit 2009 an der Entwicklung neuer 
Instrumente, die bewaffnete nichtstaatliche Akteu-
re anleiten, wie sie internationale Normen einhalten 
können. Ein 2011 publiziertes Dokument zeigt Fach-
leuten aus den Bereichen humanitäre Hilfe und Me-
diation, wie sie nichtstaatliche bewaffnete Gruppen 
besser einbeziehen können, um den Schutz der be-
drohten Zivilbevölkerung zu gewährleisten (Rules of 
Engagement: Promoting the Protection of Civilians 
Through Dialogue with Armed Non-State Actors1). 

Die Schweiz arbeitet auch eng mit der Genfer Nicht-
regierungsorganisation «Geneva Call» zusammen. 
Diese setzt sich dafür ein, dass nichtstaatliche be-
waffnete Akteure internationale humanitäre Nor-
men einhalten. Bis heute haben sich beispielsweise 
über vierzig bewaffnete Akteure aus der ganzen 
Welt dazu verpflichtet, auf den Einsatz, die Produk-
tion, die Lagerung und den Weiterverkauf von Anti-
personenminen zu verzichten. 

1	 www.adh-geneva.ch/policy-studies/ongoing/armed-non-state-
actors-and-protection-of-civilians

Kämpfer einer Rebellen-

gruppe in der Zentralafri-

kanischen Republik 2006.

Auch sie sollen wissen, 

dass es Regeln gibt und 

sich daran halten.
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Hilfe soll Notleidende in 
Konfliktgebieten erreichen
In bewaffneten Konflikten ist der gesicherte Zugang des humanitären Personals zur not-
leidenden Zivilbevölkerung zentral. Die Schweiz setzt sich dafür ein, dass humanitäre 
Organisationen rasch und ungehindert gefährdete Bevölkerungsgruppen erreichen kön-
nen und dass das Völkerrecht respektiert wird.

Heute überwiegen interne bewaffnete Konflikte, in 
denen sich Armeen und nichtstaatliche bewaffnete 
Gruppen (Rebellenbewegungen, Milizen, usw.) gegen-
überstehen oder sich gegenseitig bekämpfen. In den 
meisten dieser Konflikte ist die Unterscheidung zwi-
schen Zivilpersonen und Kämpfenden nicht einfach. 
Zudem finden Konflikte nicht mehr auf entlegenen 
Schlachtfeldern statt, sondern oft in dicht bewohnten 
Gebieten mit der Konsequenz, dass die Zivilbevölke-
rung mehr denn je unter den schlimmen Folgen dieser 
Konflikte leidet. Für die internationale Gemeinschaft 
wird es immer schwieriger, Zivilpersonen zu schützen. 
Häufig verweigern oder behindern die am Konflikt be-
teiligten Akteure den schnellen und ungehinderten Zu-
gang für Hilfs- und Schutzleistungen und missachten 
die Grundregeln des humanitären Völkerrechts. 

Die humanitären Akteure bewegen sich also in einem 
komplexen Umfeld: Es gibt viele Konfliktparteien, viele 
humanitäre Akteure, und damit steigen auch die An-
forderungen an Logistik und Koordination. Auch die 
Sicherheit der Helfer selber ist nicht immer gewähr-
leistet: Sie bewegen sich in einem gefährlichen Um-
feld und werden oft auch von den Konfliktparteien 
bedroht.

2008 griff die Schweiz diese Problematik auf und 
organisierte ein internationales Expertentreffen (Pro-

cessus de Montreux) mit dem Ziel, die rechtlichen, 
politischen und operationellen Herausforderungen 
des humanitären Zugangs zu identifizieren und kon-
krete Lösungen vorzuschlagen. Dabei zeigte sich, 
dass die rechtlichen Verpflichtungen, die den huma-
nitären Zugang regeln, nicht allen Akteuren klar sind 
und dass es an praktischen Instrumenten fehlt, die es 
den Helfern ermöglichen, den humanitären Zugang 
sicherzustellen. Die Schweiz hat diese Probleme auf-
genommen und die Initiative «Humanitärer Zugang 
in bewaffneten Konflikten» lanciert. Gemeinsam 
mit dem IKRK und dem UNO-Amt für die Koordi-
nierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) hat 
sie zwei Handbücher verfasst. Das eine vermittelt 
einen Ueberblick über den bestehenden rechtlichen 
Rahmen1, das zweite dient als Leitfaden und zeigt 
Lösungsansätze auf, wie der rasche und ungehinder-
te humanitäre Zugang erschlossen, aufrecht erhalten 
und die Sicherheit des humanitären Personals ge-
währleistet werden kann2. 

1	 www.eda.admin.ch/etc/medialib/downloads/edazen/doc/publi/
phumig.Par.0006.File.tmp/FDFA_Humanitarian%20Access_
Handbook.pdf

2	 www.eda.admin.ch/etc/medialib/downloads/edazen/doc/publi/
phumig.Par.0005.File.tmp/FDFA_Humanitarian%20Access_
Field%20Manual.pdf

Ein Konvoi der UNO sichert 

den Zugang zu einem 

Flüchtlingslager in Tschad.

42



43

Impressum

Herausgeber:
Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten EDA
3003 Bern
www.eda.admin.ch

Gestaltung:
Visuelle Kommunikation EDA, Bern

Bilder:
Panos: Jenny Matthews, Martin Roemers, Ivor Prickett, Dieter Telemans, David 
Rose, Mikkel Ostergaard, Tim Dirven, Teun Voeten, Leo Erken, Sven Torfinn, 
Lana Slezic, Jeroen Oerlemans, Karen Robinson, Giacomo Pirozzi 
KEYSTONE: Sergei Chirikov (EPA), Ulises Rodriguez (EPA), Ennio Leanza
UN Photo: Olivia Grey Pritchard

Druck:
Stämpfli Publikationen AG, Bern

Fachkontakt:
EDA, Abteilung Menschliche Sicherheit
E-Mail: ams@eda.admin.ch

Bestellungen:
Tel.:	 +41 (0)31 322 31 53
E-Mail:	 publikationen@eda.admin.ch

Diese Publikation ist auf Deutsch, Französisch, Italienisch und Englisch erhältlich 
und kann unter www.eda.admin.ch/publikationen auch in elektronischer Form 
bezogen werden.

Bern, 2012




